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Gesichter der Korruption

Korruption - der Missbrauch öff entlicher oder privat-

wirtschaftlicher (oder: wirtschaftlicher) Macht zur 

Erlangung persönlicher 

Vorteile - gilt als ein 

Grundproblem aller 

Gesellschaften. Gene-

rell wird unterschieden 

zwischen Alltagskor-

ruption, politischer und 

wirtschaftlicher Kor-

ruption. Praktisch sind 

diese Kategorien nicht 

immer voneinander zu 

trennen und treten als 

komplexe Phänomene 

auf, die wirtschaftli-

che, politische, soziale, 

moralische und legale 

Aspekte in sich vereinen. 

Es ist auch nicht immer 

möglich, Korruption 

von anderen Formen il-

legalen oder kriminellen 

Handelns und organi-

sierten Verbrechens zu 

unterscheiden. Das gilt 

auch und insbesondere 

für das heutige Russ-

land.

In der russischen 

Gesellschaft ist Kor-

ruption heute in jedem 

Lebensbereich gegen-

wärtig, und es gibt fast 

niemanden, der nicht 

irgendwo mit korrupten 

Praktiken in Berührung 

kommt – im Geschäfts-

leben ebenso wie im 

Gesundheitswesen und 

im Bildungsbereich. 

Im Wirtschaftsalltag 

schaff en Beamte insbe-

sondere für kleine und 

mittlere Unternehmen 

eigene Spielregeln auf. So werden 60 Prozent des Korrup-

tionsvolumens für alle Arten von Genehmigungen und 

sogenannte Steuerausgleichszahlungen aufgewendet. Da-

bei handelt es sich nicht nur um die inoffi  ziellen Zusatz-

kosten  bei der Registrierung neuer Unternehmen. Auch 

bestehende Firmen erhalten Besuch von bis zu fünfzig 

Behörden im Jahr – Gewerbeaufsicht,  Bauaufsicht, 

Pensionsfonds, Gesund-

heitsamt, Brandschutz, 

Steuerpolizei etc. - die 

die Einhaltung von Vor-

schriften kontrollieren 

und deren Tätigkeit 

durch fi nanzielle Zu-

wendungen beeinfl usst 

werden kann. Ein 

Wegsehen kann bis zu 

1.000 Dollar kosten. 

Oder man vermeidet 

die unberechenbaren 

Inspektionen von 

vornherein durch teure 

Schutzgelder.

Auch bei Dienst-

leistungen in sozial 

wichtigen Bereichen, 

die durchweg in staat-

licher Hand sind, ist 

Korruption an der 

Tagesordnung. Die in 

der Tabelle angeführten 

Beispiele (siehe Tabelle 

„Korrupt ionskosten“ 

auf Seite 9) bilden nur 

einen Ausschnitt aus 

der Wirklichkeit des 

administrativen Mark-

tes, der praktisch alle 

Lebensbereiche abdeckt. 

G e s u n d h e i t s w e s e n , 

Bildungswesen und 

Verkehrspolizei sind die 

korruptesten Dienst-

leistungssektoren. Un-

terschiedlichen Schät-

zungen zufolge hat die 

russische Bevölkerung 

jährliche Ausgaben von 

rund einer Milliarde 

Dollar für alltägliche 

Schmiergeldzahlungen, wobei die tatsächliche Summe 

drei- bis fünfmal so hoch sein könnte. 

Korruption fi ndet in modernen Gesellschaften auch 

ganz neue Formen. So spielen sich viele Delikte nicht 
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Die Sorgen der Geschäftsleute

Für die russische Wirtschaft ist nicht nur Korruption ein 

Problem, sondern auch die internationale Perzeption, dass 

Russlands ein korruptes Land ist (siehe Tabelle „Korrupti-

onsindex 2003“ auf Seite 8). Daher kritisiert sie Erhebungen, 

die lediglich auf der Wahrnehmung von Geschäftsleuten und 

Länderanalysten im In- und Ausland beruhen, wie das etwa 

bei den Indizes von Transparency International der Fall ist. 

Gewiss werden Forderungen nach der Entwicklung und 

Umsetzung konkreter Gesetze erhoben, aber es geht auch 

darum, einer internationalen Öff entlichkeit positive Tenden-

zen in Russlands Investitionsklima zu vermitteln. In diesem 

Sinne kündigte der Russische Verband der Industriellen und 

Unternehmer (RSPP) im Herbst 2002 die Bereitstellung 

beträchtlicher Mittel für internationale PR-Maßnahmen, 

insbesondere für die Einrichtung eines englischsprachigen 

Internetportals, an. 

Darüber hinaus hat RSPP eine, für die Mitgliedsunterneh-

men allerdings nicht obligatorische, „Charter of Corporate 

Business Ethics” aufgestellt und die Idee sogenannter „integ-

rity pacts” gefördert. Letztere sollen Mitgliedsunternehmen 

mit anderen, insbesondere kleinen und mittleren Unter-

nehmen sowie NGOs abschließen, um Bedingungen für 

einen transparenten und fairen Wettbewerb zu schaff en Die 

konkreteste Form eines solchen Paktes ist ein „no-bribery 

pledge”, sozusagen ein Ehrenwort der Unternehmen, bei 

Ausschreibungen keine Schmiergelder anzubieten oder anzu-

nehmen, während Beamte im Auswahlkomitee versprechen, 

ein transparentes Prozedere einzuhalten. 

Für RSPP und andere führende Unternehmer gibt es zahlrei-

che Marktanreize, Antikorruptionsmaßnahmen zu ergreifen. 

Insbesondere könnten transparente Geschäftsbeziehungen 

die ersehnten Investoren anlocken und damit die Wirtschaft 

ankurbeln. Sie könnten unter den gegebenen Bedingungen 

aber auch das gegenwärtige politische System stören, das 

stark auf informellen Spielregeln basiert. Daher ist es nicht 

verwunderlich, wenn Lobbyismus für Transparenz in Re-

gierungskreisen derzeit eher als coup d’état aufgefasst wird.  

D.S.

Die Agenda für die zweite Amtszeit – Der Kampf gegen Korruption

Diana Schmidt, Belfast



 Russlandanalysen 18/2004

Seite 5

mehr einfach in der Beamtenstube ab. Der Handel mit be-

hördlichen Lizenzen kann mittlerweile kundenfreundlich 

über Internetplattformen abgewickelt werden, zu ganz 

„offi  ziellen“ Preisen. Eine Baugenehmigung beispielsweise 

ist derzeit für 1.500 Dollar zu haben. Im übrigen sind 

Bestechungszahlun-

gen nicht immer 

monetärer oder 

materieller Art. Ein 

Inspektor kann für 

einen Gefallen z.B. 

auch den Gegenwert 

eines Arbeitsplatzes 

für ein Familien-

mitglied in der 

inspizierten Firma 

erwarten. 

Warum Korrupti-

onsbekämpfung?

Wenn Korrup-

tion ein so 

a l l gegenwär t ige s 

und etabliertes 

Systemelement ist 

und einen riesigen 

Be a m t e n a p p a r a t 

am Leben erhält, 

dann könnte man 

mit Macchiavelli 

fragen: Warum es 

nicht dabei belassen? 

Handelt es sich doch 

um ein eingespieltes 

Verfahren, dessen 

Regeln die allermeis-

ten verstehen und 

akzeptieren. 

Dagegen ist zu 

sagen, dass sich 

dort, wo sich Kor-

ruption einwurzelt, 

die Funktionsweise 

sozialer Systeme 

verändert. Bei einem 

permanent niedri-

gen Einkommens-

niveau und einem 

schlecht funktionie-

renden Servicesystem gehen sowohl Nehmende als auch 

Gebende dazu über, Korruption zu tolerieren und sogar 

zu rechtfertigen. Wer in Russland beispielsweise einem 

unterbezahlten Arzt oder einer Krankenschwester ein 

Schmiergeld zahlt, geht oft von einem Akt gegenseitiger 

Überlebenshilfe aus. Russische Experten sprechen von ei-

nem Teufelskreis zwischen Korruption und Armut. Denn 

niedrige Gehälter in den genannten Sektoren bilden 

einen der Haupt-

anreize für Korrup-

tion. Es zeichnen 

sich aber auch 

langfristige sozio-

politische Konse-

quenzen ab, etwa 

im Bildungssektor. 

Dort werden der-

zeit ca. 20 Prozent 

der Studienplätze 

über Bestechung 

vergeben. Etwa 11 

Prozent der Schul-

abgänger sehen 

sich gar nicht erst 

in der Lage, in 

diesem diskrimi-

nierenden Wett-

bewerb reicher 

Eltern zu bestehen 

und bewerben sich 

deshalb gar nicht 

bei einer Hoch-

schuleinrichtung. 

Das kann sich 

auf die Qualität 

der zukünftigen 

Führungskrä f t e 

auswirken. 

Putins Kampf 

gegen die 

Korruption: Es 

tut sich was

Ko r r u p t i o n 

ist daher ein 

wichtiges Th ema 

in den öff entli-

chen Äußerungen 

Präsident Putins. 

Bereits in seiner 

ersten Amtszeit 

formulierte er ent-

sprechende Zielvorgaben, sorgte für die Verabschiedung 

verschiedener Gesetze und richtete Kommissionen zum 

Kampf gegen Korruption ein. Praktisch wurde er beim 

Nichtregierungsorganisationen als letzte Hoff nung?

Als großer Hoff nungsträger bleibt, zumindest aus der Sicht des 

Westens, eine aktive Zivilgesellschaft. Aufgrund undurchsichtiger 

Verfl echtungen zwischen Staatsbürokratie und Wirtschaft, so wird 

argumentiert, sei ein Vorgehen gegen Korruption am besten aus dem 

NGO- und Mediensektor heraus möglich. Doch ein solcher Ansatz 

stößt im heutigen Russland rasch an Grenzen. Erstens tendieren Pu-

tins Reformen verstärkt in Richtung auf Zentralisierung, und zwar 

nicht nur der Verwaltungsabläufe, sondern auch der Zivilgesellschaft-

sentwicklung. Zudem sind russische NGOs existenziell von fi nan-

zieller Unterstützung durch ausländische Sponsoren abhängig, und 

damit auch deren Agenden verpfl ichtet. Ende der 1990er Jahre gab 

es einen Schub an Projekten und Konferenzen zum Th ema Korrup-

tion. Intensive Forschung und Publikation, glaubten die Aktivisten, 

würde den öff entlichen Druck auf die Regierungsorgane erhöhen 

und obendrein fundierte Politikempfehlungen an die Verantwortli-

chen ermöglichen. Für vorübergehende öff entliche Aufmerksamkeit 

sorgten auch einige lokale „Antikorruptionstage“, die aber kaum aus-

ländische Investoren anzulocken vermochten. In den letzten Jahren 

sind derartige Initiativen deutlich zurückgegangen. Der Kern der 

Antikorruptionslobby setzt sich heute aus einigen Menschenrechts-

gruppen, Forscherteams und Journalisten zusammen. Den meisten 

dieser Gruppen fehlen nach eigenen Angaben die fi nanziellen Mittel 

für zukünftige korruptionsbezogene Projekte. Zweitens mangelt es 

NGOs in Russland an der erforderlichen Unterstützung der Bevölke-

rung. In deren Augen sind sie vom Westen eingeführte politik- oder 

wirtschaftsähnliche Institutionen, die sich aus dubiosen Geldquellen 

nähren. In zahlreichen Umfragen zeichnet sich ab, dass das Vertrauen 

der Bevölkerung in die NGOs bedenklich gering ist, während sie zu-

gleich auf die Handlungsfähigkeiten des gegenwärtigen Präsidenten 

setzt. Gerade im Antikorruptionsbereich fällt es NGOs daher schwer, 

Aktionen anzuregen, die von den Menschen vor Ort getragen und 

gestaltet werden. Schließlich werden Antikorruptionsbemühungen 

im heutigen Russland durch die Einschränkungen der Pressefreiheit 

behindert. Unabhängige Medien sind ausgeschaltet oder einge-

schüchtert, und insbesondere Berichte über Korruptionsfälle werden 

gezielt unterbunden. Wie in einem jüngsten Fachartikel sarkastisch 

bemerkt wurde, produziert journalistische Reportage über Korrupti-

on eher ermordete Journalisten als verhaftete Beamte. Damit scheitert 

eine der Hauptstrategien der Antikorruptionslobby, die des whistle 

blowing. D.S.
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scharfen Vorgehen gegen die „Oligarchen“. 

In seiner Grundsatzrede zur Lage der Nation im 

Juli 2000 kritisierte Putin Missstände wie Korruption, 

Kapitalfl ucht und den Einfl uss der „Oligarchen“. Durch 

staatliches Verschulden während der Jelzin-Ära entstan-

den, müssten sie nun mit starker Hand beseitigt werden. 

Nach Putins Worten war es Staatsaufgabe, dem Diktat 

der Schattenwirtschaft, der Bürokratenwillkür sowie 

der Intransparenz und Widersprüchlichkeit von Geset-

zesnormen ein Ende zu bereiten. Diese Zielvorgaben 

zur Schaff ung einer gerechteren Wirtschaftsordnung 

und eines besseren Investitionsklimas bekräftigte er in 

späteren Reden.

Unmittelbar nach seinem Wahlsieg im Frühjahr 2000 

begann Putin mit einem umfangreichen personellen 

Revirement im Staatsapparat. Zugleich ging seine Admi-

nistration energisch gegen einige Oligarchen im Medien-

sektor und in der Ölindustrie vor. In der Öff entlichkeit 

wurde das als notwendige Maßnahme zur Einschränkung 

der Macht des big business und zur Rückführung unter-

schlagener Staatsgelder verstanden und begrüßt. Exper-

ten kritisierten aber die Methode, bei Einzelfälle verfolgt 

wurden, und verwiesen darauf, dass dies der Komplexität 

des Korruptionsphänomens nicht gerecht werde und 

langfristig nur dessen Wesen ändern, es aber nicht besei-

tigen könne. 

Auch auf dem Feld der Gesetzgebung wurde Putin 

aktiv. Doch der Gesetzesentwurf „Zur Bekämpfung der 

Korruption“ wurde scharf kritisiert, nicht zuletzt, weil 

die Duma von zwei vorgeschlagenen Versionen den 

schwächeren Gesetzestext wählte, der keine genaue Ab-

grenzung korrupter Handlungen von anderen Straftaten 

erlaubt, weitgehend deklarativ bleibt und neben der 

Proklamation staatlicher Intentionen und Hinweisen auf 

bestehende gesetzgeberische Maßnahmen keine neuen 

Optionen zur  Bekämpfung von Korruption bietet. Die 

Kritiker monierten, die im Gesetz enthaltenen Konzepte 

und Defi nitionen seien nicht praktisch anwendbar und 

widersprächen verschiedenen Regelungen der bestehen-

den Strafverfolgungsgesetzgebung und des Zivilrechts. 

Aber Korruption wird weithin als Krebsübel empfun-

den, und so gibt es neben Putin eine ganze Reihe weiterer 

Akteure in der Korruptionsbekämpfung. Alle Parteien 

thematisieren den Kampf gegen die Korruption in ihren 

Programmen und wollen ihn mit einer Erhöhung von 

Löhnen und Renten unterstützen. Nach den Dumawah-

len verfügt die Mehrheit der Parteien aber kaum noch 

über Handlungsspielräume. 

Die russische Richterschaft ergriff  im Juni 2003 selbst 

die Initiative und organisierte eine Konferenz, die sich 

gegen jene weitverbreitete Missbräuche richtete, die die 

Ehre und Würde des Richteramtes beschädigen. Behan-

delt wurde Korruption in Bezirksgerichten bei Prozessen 

von Aktionären gegen Aktiengesellschaften. Kritisiert 

wurden auch die niedrigeren Strafen, die der oberste 

Gerichtshof gegen korrupte Richter verhängt.

Hürden und Hindernisse

Trotz vieler Initiativen und des Aktionismus der Re-

gierung Putin ist es bisher nicht gelungen, Korrup-

tion wirkungsvoll einzudämmen. Nach wie vor wirken 

eine Vielzahl von Faktoren, die ihre wirksame Bekämp-

fung behindern und die die Regierung nicht beseitigt hat. 

Dazu gehören: 

- Mannigfaltigkeit der Defi nitions- und Erscheinungs-

formen von Korruption.

- Unzureichende, oft widersprüchliche Formulierung 

mit Korruption in Verbindung stehender strafbarer 

Verbrechen in der bestehenden Gesetzgebung. Große 

Gesetzeslücken in der Anti-Korruptionsgesetzge-

bung, die viele Aktivitäten  gar nicht fasst.

- In vielen Einrichtungen und Unternehmen fehlten 

klare Regeln über Rechte und Pfl ichten der Funk-

tionsträger. Daher ist die Bestimmung des legalen/

illegalen Status eines vermeintlichen Bestechungsak-

tes oft schwierig.

- Wirtschaftsprüfer und Strafverfolger verfügen nicht 

über Handlungsleitfäden zur Untersuchung von 

Wirtschaftsverbrechen. Die Bedingungen für Inspek-

tionen von Unternehmen, Organisationen und un-

abhängigen Einrichtungen sind unklar. Unabhängige 

Gutachten sind extrem teuer.

- Die staatliche Bürokratie ist intransparent und unter-

bezahlt. Behördenwillkür ist damit programmiert.

- Zwischen kriminellen Netzwerken und lokalen 

Behörden bzw. Kontrollorganen gibt es vielfach Be-

ziehungen. Ebenso bestehen mitunter Verbindungen 

zwischen „Oligarchen” und organisiertem Verbre-

chen.

Nach der Wahl ist vor der Wahl?

Vor dem Hintergrund der anstehenden Wahlen griff  

die politische Führung Russlands erneut das Th ema 

Korruptionsbekämpfung auf. Im November 2003 wurde 

per Erlass ein „Rat zur Bekämpfung der Korruption“ 

geschaff en. Bestehend aus zwei Kommissionen – zur 

Bekämpfung der Korruption sowie für dienstliche Ethik 

- soll der Antikorruptionsrat als beratendes Organ Emp-

fehlungen zur Verhinderung von Korruption erarbeiten. 

Mitte Januar setzte Präsident Putin in einer ersten Sit-
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zung die Schwerpunkte für den Rat in den Bereichen 

Gesetzgebung und Reformierung des Beamtenwesens. 

Wurde damit eine Kommission nach tschechischem 

Vorbild geschaff en? Einigen Kritikern zufolge liegt ein 

Gründungsfehler des Antikorruptionsrates in der Ann-

nahme, die Schwäche des Staates bei der Korruptionsbe-

kämpfung mit noch mehr Staat ausgleichen zu können. 

Die Staatsmacht selbst müsste sich zunächst glaubhaft 

von Bestechung und korrupten Machenschaften distan-

zieren, um das Vertrauen der Bevölkerung in ihre Motive 

zurückzugewinnen. Daher erscheinen die intensivierten 

Antikorruptionsmaßnahmen der Regierung bisher eher 

als Propaganda-Kampagne im politisierten Kontext 

der Wahlvorbereitungen. Andere Kritiker des Antikor-

ruptionsrates vertreten die Ansicht, eine großangelegte, 

untolerante Antikorruptionskampagne werde Russland 

in die Anarchie führen oder seiner Führer berauben, da 

80 Prozent der Staatsbediensteten hinter Gittern enden 

würden oder zumindest zurücktreten müssten. Zudem 

ergibt sich die neue Frage des Ratsvorsitzes, nachdem der 

für die ersten sechs Monate ernannte Michail Kasjanow 

überraschend aus seinem Amt als Premierminister entlas-

sen wurde.

Trotzdem sehen viele Kommentatoren Anzeichen für 

eine  Besserung der Situation. Putin selbst scheint nicht 

korrupt. Der Präsident und seine Berater haben öff ent-

lich über die Notwendigkeit der Korruptionsbekämp-

fung gesprochen und verschiedene Strategien diskutiert, 

die allerdings oft nicht weiterverfolgt wurden. Zumindest 

war unter Putin bisher keine Verschlechterung der Lage 

zu verzeichnen.

In Zukunft ist eine komplexe Antikorruptionsstra-

tegie notwendig, die an eine umfassende Systemreform 

gekoppelt ist und soziale, wirtschaftliche und interna-

tionale Dimensionen einbezieht. Insbesondere Korrup-

tionsprävention muss zu einem größeren Schwerpunkt 

werden. Als konkrete Schritte zur Verbesserung der Ge-

setzgebung sind Änderungen des Strafgesetzbuches not-

wendig, ferner die Ausarbeitung eines Gesetzes „Zur Ba-

sis des Staatsdienstes“. Weiterhin müssen die Grundsätze 

der Personalauswahl (öff entliche Ausschreibungen) und 

der Bezahlung (Bonussystem) im Staatsdienst verändert 

werden. Auch die Möglichkeiten staatlicher Eingriff e in 

die Geschäftstätigkeit müssen reduziert und ihre Gren-

zen, Formen und Methoden defi niert werden.

Putin selbst hat in den Tagen vor der Präsident-

schaftswahl wiederholt die bestehenden Schwierigkeiten 

und Hürden benannt und neue Ansätze gefordert. Ob-

gleich genauere Methoden und Wege noch unklar blei-

ben, ist der Präsident optimistisch, dass die für die zweite 

Amtszeit formulierten Ziele erreicht werden – so etwa 

die voranschreitende Umverteilung von Vollmachten 

zwischen den staatlichen Ebenen, das Ende der Behör-

denwillkür, transparente Bedingungen und vollwertige 

zivile und rechtliche Verträge, die die Rechte und Pfl ich-

ten von Staat und Wirtschaft klar defi nieren. Zusammen 

mit den propagierten sozial- und wirtschaftspolitischen 

Maßnahmen könnten diese Teilziele durchaus einen um-

fassenden Ansatz zur Korruptionsbekämpfung darstellen. 

Indes ist der Kampf gegen Korruption ein langwieriger 

Prozess. In einer Amtsperiode kann er sicherlich nicht 

abgeschlossen werden. Doch er muss zumindest  begon-

nen werden.
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Korruption: Russland im internationalen Vergleich 

Seit 1996 wird Russland in den jährlichen Korruptionsindizes erfasst, einem von Transparency International erstellten 

internationalen Ranking, wo es sich mit einigen afrikanischen, asiatischen und mittelamerikanischen Ländern regel-

mäßig einen Platz im unteren Drittel teilt. Während sich jedoch bei anderen osteuropäischen Ländern, beispielsweise 

Polen und der Tschechischen Republik, kontinuierliche Abwärtstrends abzeichnen, scheint in Russland mit dem Re-

gierungswechsel im Jahr 2000 ein leichter Aufwärtstrend einzusetzen.

Einschränkend muss gesagt werden, dass Russland in diesen Indizes eine der größten statistischen Abweichungen 

aufweist. Die auf einer Skala von 0 bis 10 vergebenen Punktezahlen sind Mittelwerte, wobei Maximal- und Minimal-

rechnungen auf Werte zwischen 0,3 und 5,0 hinauslaufen (zum Vergleich: die niedrigste für Deutschland vergebene 

Punktezahl war immerhin 4,9). Des weiteren haben jüngste Studien des russischen Ablegers von TI ergeben, dass es 

innerhalb des Landes beträchtliche regionale Unterschiede gibt - mit einem sich abzeichnenden „südlichen Korrupti-

onsgürtel“. D.S.

Rang Staat Punkte 

1 Finnland 9,7

...

16 Deutschland 7,7

...

29 Slowenien 5,9

...

33 Estland 5,5

...

40 Ungarn 4,8

41 Litauen 4,7

...

53 Belarus 4,2

54-56

Brasilien 3,9

Bulgarien 3,9

Tschechische Republik 3,9

57-58
Jamaika 3,8

Lettland 3,8

...

64-65
Mexiko 3,6

Polen 3,6

66 China 3,4

...

83-85

Indien 2,8

Malawi 2,8

Rumänien 2,8

86-87
Mozambique 2,7

Russland 2,7

88-91

Algerien 2,6

Madagaskar 2,6

Nikaragua 2,6

Jemen 2,6

Rang Staat Punkte 

...

100-105

Guatemala 2,4

Kasachstan 2,4

Moldowa 2,4

Usbekistan 2,4

Venezuela 2,4

Vietnam 2,4

106-112

Bolivien 2,3

Honduras 2,3

Mazedonien 2,3

Serbien, Montenegro 2,3

Sudan 2,3

Ukraine 2,3

113-117

D.R. Kongo 2,2

Ekuador 2,2

Irak 2,2

Sierra Leone 2,2

Uganda 2,2

118-121

Elfenbeinküste 2,1

Kirgisien 2,1

Libyen 2,1

Papua Neu Guinea 2,1

122-123
Indonesien 1,9

Kenia 1,9

124-128

Angola 1,8

Aserbaidschan 1,8

Kamerun 1,8

Georgien 1,8

Tadschikistan 1,8

Quelle: www.transparency.org/

Transparency International: Korruptionswahrnehmungsindex 2003 

Länder der GUS

Anhang: Tabellen und Diagramme zum Text
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Entwicklung des Korruptionswahrnehmungsindexes 1996–2003 (ausgewählte europäische Länder)
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Deutschland Polen Tschechische Republik Russland

Auswertung des Transparency Index (Punktewertung) 1996–2003

1996 1997 1998 1999 2000 2001 2002 2003

Russland 2,58 2,27 2,4 2,4 2,1 2,3 2,7 2,7

Polen 5,57 5,08 4,6 4,2 4,1 4,1 4 3,6

Tschechische Republik 5,37 5,2 4,8 4,6 4,3 3,9 3,7 3,9

Deutschland 8,27 8,23 7,9 8 7,6 7,4 7,3 7,7

(erstellt von der Verfasserin auf Basis der Angaben von Transparency International)

Korruptionskosten: Was die russische Bevölkerung für kostenlose Dienstleistungen zahlt

In Russland besitzt der Staat das Monopol für die Bereitstellung von Dienstleistungen im Gesundheits-, Bildungs- und 

kommunalen Wohnungswesen. Dies schaff t Spielräume für Behördenwillkür und Korruption. Eigentlich kostenfreie 

Leistungen müssen daher oft mit Schmiergeldern bezahlt werden. In Bereichen der Justiz, Polizei und des Militärs ist 

die Praxis des „Sich-Freikaufens“ gegen arbiträre Zusatzzahlungen an Beamte und Gesetzeshüter üblich.

in US$ pro Jahr

Medizinische Versorgung 180–600 Mio.

Aufnahme in Universitäten, Institute oder Schulen 70–520 Mio.

Verkehrspolizei / Polizei 370–465 Mio.

Wiederherstellung gerechter Behandlung vor Gericht 275 Mio.

Unterkunft erhalten oder registrieren 123 Mio.

Militärdienst vermeiden 13 Mio.

 (Zusammengestellt von der Verfasserin)


